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Die Woche im Wirtschaftsrecht

// Im Blickpunkth

Am 15.1.2008 wurde in einem Festakt anl�sslich des 50. Geburtstags von Bundeskartellamt und GWB das gemeinsame

Wirken um den Schutz des Wettbewerbs gew�rdigt. Nach siebenmaliger Novellierung der 1958 hart erk�mpften ersten

Version des GWB erfolgte mit Inkrafttreten des „Gesetzes zur Bek�mpfung von Preismissbrauch im Bereich der Energie-

versorgung und des Lebensmittelhandels“ am 22.12.2007 eine erneute �nderung. Kahlenberg/Haellmigk stellen die

wesentlichen Neuerungen in ihrem aktuellen Beitrag dar. Zur Bagatellmarktklausel nimmt Herrlinger in seinem Kommen-

tar zum BGH-Beschluss vom 25.9.2007 in Sachen Sulzer/Kelmix Stellung.

Dr. Martina Koster, Ressortleiterin Wirtschaftsrecht

Entscheidungen

BGH: Kein Anspruch des Aktion�rs auf

pflichtwidrige „Gleichbehandlung“

Mit Hinweisbeschluss vom 22.10.2007 – II ZR

184/06 – hat der BGH ausgef�hrt: Auf ein

pflichtwidriges Handeln des Vorstands einer AG

zugunsten eines einzelnen Aktion�rs kann ein

anderer Aktion�r keinen Anspruch auf – ebenso

pflichtwidrige – „Gleichbehandlung“ st�tzen.

Volltext des Urteils: // BB-ONLINE BBL2008-173-1

BGH: Sachkapitalerh�hung – Festlegung

des Gegenstands der Einlage

Der II. Zivilsenat hat mit Hinweisbeschluss vom

5.11.2007 – II ZR 268/06 – entschieden, dass sich

derCharaktereinerSachkapitalerh�hungauchaus

dermitdemErh�hungsbeschluss ineinerUrkunde

zusammengefassten �bernahmeerkl�rung erge-

ben kann (vgl. Sen.Urt. v. 13.10.1966 – II ZR 56/64,

WM1966, 1262). Der Gegenstandder Sacheinlage

kann anstelle seiner Festsetzung im Kapitalerh�-

hungsbeschluss auch durch gleichzeitig beschlos-

seneSatzungs�nderungfestgesetztwerden.

Volltext des Urteils: // BB-ONLINE BBL2008-173-2

OLG Schleswig: Anfechtungsrecht des

Mitglieds einer eingetragenen

Genossenschaft

Mit Urteil vom 6.12.2007 – 5 U 68/07 – hat das

OLG Schleswig wie folgt entschieden: Ein einfa-

ches Mitglied einer eG, das nicht Mitglied der

Vertreterversammlung ist, kann Beschl�sse der

Vertreterversammlung nicht anfechten. Daran

hat sich auch nach der Reform des Genossen-

schaftsrechts 2006 nichts ge�ndert. Es bleibt da-

her bei der von der Rechtsprechung anerkann-

ten M�glichkeit, dass einzelne Mitglieder gegen

Beschl�sse der Vertreterversammlung Nichtig-

keitsklage entsprechend § 241 AktG erheben

k�nnen, sofern ein qualifizierter Eingriff in ihre

Mitgliedschaftsrechte vorliegt.

Volltext des Urteils: // BB-ONLINE BBL2008-173-3

OLG Celle: Zur Fortsetzung der Gesellschaft

durch schlichten Fortsetzungsbeschluss

Das OLG Celle entschied mit Beschluss vom

3.1.2008 – 9 W 124/07 – wie folgt: Eine Fortset-

zung der Gesellschaft durch schlichten Fortset-

zungsbeschluss (und dessen Eintragung) ohne

die bei einer wirtschaftlichen Neugr�ndung er-

forderliche Registerkontrolle nach §§ 7, 8

GmbHG ist nicht m�glich, wenn die Gesellschaft

nach § 60 Abs. 1 Nr. 7 GmbHG als verm�genslos

gel�scht ist. Dies gilt nicht nur dann, wenn die

gel�schte Gesellschaft tats�chlich verm�genslos

ist, sondern auch im Fall der gel�schten, tats�ch-

lich aber nicht verm�genslosen Gesellschaft.

Volltext des Urteils: // BB-ONLINE BBL2008-173-4

BGH:Nutzungsausfallentsch�digung�ber

denvomSachverst�ndigenfestgestellten

Zeitraumhinaus

DerBGHhatmit Urteil vom18.12.2007 – VI ZR 62/

07 – wie folgt entschieden: Dem Gesch�digten

kann �ber den vom Sachverst�ndigen veran-

schlagten Zeitraum hinaus bis zur Lieferung des

bereits vor dem Unfall bestellten Fahrzeugs Nut-

zungsausfallentsch�digung zuzubilligen sein, so-

weit diese die wirtschaftlichen Nachteile, die

durch den Ankauf und Wiederverkauf eines Zwi-

schenfahrzeugs zus�tzlich entstehen w�rden,

nichtwesentlich�bersteigt.

Volltext des Urteils: // BB-ONLINE BBL2008-173-5

BGH: Notwendigkeit der gesonderten Revisi-

onsbegr�ndung nach Zulassung der Revision

Mit Beschluss vom 20.12.2007 – III ZR 27/06 –

entschied der BGH: Nach Zulassung der Revision

ist eine gesonderte Revisionsbegr�ndung – sei

es auch nur in Form einer Bezugnahme gem�ß

§ 551 Abs. 3 S. 2 ZPO – stets notwendig, und

zwar auch dann, wenn bereits die Begr�ndung

der Nichtzulassungsbeschwerde die gem�ß

§ 551 Abs. 3 S. 1 ZPO f�r eine Revisionsbegr�n-

dung erforderlichen Elemente enth�lt. Der IV. Zi-

vilsenat h�lt an seiner gegenteiligen Rechtspre-

chung im Urteil vom 7.7.2004 (IV ZR 140/03 –

NJW 2004, 2981) nicht mehr fest. Die nunmehr

vom erkennenden Senat vertretene Auffassung

befindet sich im Einklang mit der Rechtspre-

chung des BVerwG und des BSG.

Volltext des Urteils: // BB-ONLINE BBL2008-173-6

Gesetzgebung
Das neue VW-Gesetz

Bundesjustizministerin Brigitte Zypries hat am

16.1.2008 die Eckpunkte f�r eine Novelle des

VW-Gesetzes vorgestellt, nachdem der EuGH am

23.10.2007 festgestellt hatte, dass einzelne Be-

stimmungen des geltenden VW-Gesetzes gegen

europ�isches Recht verstoßen (vgl. dazu auch

den Beitrag von Teichmann, BB 2007, 2577). Auf-

gehoben werden sollen nur die zwei Regelun-

gen, die in Luxemburg f�r europarechtswidrig

erkl�rt wurden: das Zusammenspiel von H�chst-

stimmrechten und Mehrheitserfordernis sowie

die Entsendungsrechte der �ffentlichen Hand

zur Vertretung im Aufsichtsrat (§ 4 Abs. 1 VW-

Gesetz).

EU-Parlament verabschiedet

Verbraucherkreditrichtlinie

Die am 16.1.2008 vom Europaparlament verab-

schiedeteVerbraucherkreditrichtlinie solldenVer-

brauchern beim Abschluss grenz�berschreiten-

der Kredit- und Leasingvertr�ge mehr Sicherheit

verschaffen. Nach den neuen Bestimmungen

m�ssen Verbraucher, die einen Kredit in einer H�-

he von 200 e bismax. 75000 e aufnehmenm�ch-

ten, bei Kreditangeboten in unmissverst�ndlicher

Weise u.a. �ber den Gesamtkreditbetrag, den ef-

fektiven Zinssatz, Anzahl und H�he der R�ckzah-

lungsraten sowie Nebenleistungen aufgekl�rt

werden. Dabei wird ein neues, EU-weit einheitli-

ches Europ�isches Kreditinformationsformblatt

zu verwenden sein. Nach Billigung durch den Rat

soll die Richtlinie nach einer Umsetzungsfrist von

zwei Jahren2010inKraft treten.

Dazu in Heft 9 „Die Erste Seite“ von Sauer.

St�ndige Mitarbeiter imWirtschaftsrecht: Prof. Dr. Dr. J�rgen Ensthaler, Berlin; Prof. Dr. Markus Gehrlein, Richter am BGH, Karlsruhe; RA Dr. K. Jan Schiffer, Bonn; RA Prof. Dr. Friedrich
Graf vonWestphalen, K�ln
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